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Betrifft: Jüngste Entscheidung von Meta, die Faktenprüfung auf Facebook, Instagram und 
WhatsApp in den Vereinigten Staaten einzustellen

Am 7. Januar 2025 kündigte Mark Zuckerberg an, dass auf Facebook, Instagram und 
WhatsApp in den Vereinigten Staaten keine Faktenprüfung mehr durchgeführt werde.

Sollte diese Entscheidung auf die EU ausgeweitet werden, würde dies einen Verstoß gegen 
das Gesetz über digitale Dienste1 darstellen, nach dem Online-Plattformen verpflichtet sind, 
gegen Desinformation vorzugehen. Auf diese Weise könnten die Verbreitung von 
Falschmeldungen und Hetze begünstigt, das Vertrauen in Online-Informationen untergraben 
und die öffentliche Sicherheit gefährdet werden. Besonders stark von Falschmeldungen und 
Manipulationen betroffen sind junge Menschen, die sich hauptsächlich in den sozialen 
Medien informieren. Dies macht die Verpflichtung der Plattformen zur Gewährleistung von 
Transparenz und Zuverlässigkeit umso dringlicher.

Diese Bedenken wurden von der Organisation „Reporter ohne Grenzen“ und dem Verband 
„European Federation of Journalists“ geäußert, die in einem Schreiben an 
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen nachdrücklich ein entschlossenes Vorgehen 
forderten. In einem Umfeld, in dem Plattformen wie X Algorithmen manipulieren, um 
spaltende Inhalte und politische Narrative zu verbreiten, muss die EU dafür sorgen, dass die 
Rechte der Bürgerinnen und Bürger sowie die Grundsätze der Demokratie geschützt werden.

Mit Blick auf diese Entwicklungen wird die Kommission um Klärung folgender Fragen 
gebeten:

1. Welche Maßnahmen – wie etwa Sanktionen im Rahmen des Gesetzes über digitale 
Dienste – wird die Kommission ergreifen, um der neuen Politik von Meta 
entgegenzuwirken?

2. Wird die Kommission eine Untersuchung einleiten, um zu bewerten, ob diese 
Entscheidung im Falle ihrer Anwendung in der EU gegen Artikel 35 des Gesetzes über 
digitale Dienste verstoßen würde?

Eingang: 30.1.2025

1 Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 über einen 
Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste) 
(ABl. L 277 vom 27.10.2022, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2022/2065/oj).


